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EU: Mehr Rechtssicherheit für Ehepaare unterschiedlicher Staatsangehörigkeit

Der Beschluss über die Anwendung des Verfahrens der Verstärkten Zusammenarbeit, die die Europäische Kommission fünf Monate zuvor vorgeschlagen hatte, wurde am 22. Juli im EU-Amtsblatt veröffentlicht. Erstmals in der Geschichte der EU bedienen sich die Mitgliedstaaten des Verfahrens der Verstärkten Zusammenarbeit, um eine Regelung zu treffen, die Ehepaaren unterschiedlicher Staatsangehörigkeit bei einer Scheidung die Wahl des anwendbaren Rechts überlässt. An dem Verfahren beteiligen sich vorerst 14 EU-Staaten, doch können sich jederzeit weitere anschließen. Die Regelung muss jetzt von den 14 Mitgliedstaaten auf der nächsten Ratstagung beschlossen werden, bevor sie in Kraft treten kann. 

(Newsletter FamRecht 7/2010, EU-Pressemitteilung)

BRAK: Prüfungskompetenz der Rechtsanwaltskammern  bei der Verleihung von Fachanwaltsbezeichnungen 

In ihrer Sitzung am 25. und 26. Juni 2010 hat die Satzungsversammlung (SV) beschlossen, den Gesetzgeber aufzufordern, den Rechtsanwaltskammern eine eigene Prüfungskompetenz im Rahmen der Verleihung des Titels eines Fachanwalts einzuräumen. Nach der bisherigen FAO sind die für die Verleihung der Fachanwaltsbezeichnungen zuständigen Vorstände der Rechtsanwaltskammern auf die rein formale Nachprüfung der von dem Anwärter vorgelegten Qualitätsnachweise beschränkt. Die SV hat in diesem Zusammenhang ein von einem Ausschuss erarbeitetes Konzept zur Änderung der FAO diskutiert, das u. a. einheitliche, zentral gestellte Klausuren zum Nachweis theoretischer Kenntnisse vorsieht. Neben der Schaffung eines bundeseinheitlichen Klausurensystems sieht dieses Konzept u. a. auch vor, den Zugang zu den Fachanwaltschaften in Einzelfällen zu erleichtern. Sowohl eine nicht bestandene Klausur als auch bis zu 10 % der Fälle, die zum Nachweis der besonderen praktischen Erfahrungen dargelegt werden müssen, sollen durch ein Fachgespräch kompensiert werden können. Dieses Konzept ist von der SV mangels Regelungskompetenz bisher lediglich ausführlich diskutiert, jedoch noch nicht beschlossen worden. Es soll dem BMJ zunächst als Modell dienen, das – gegebenenfalls in geänderter Form – zu einem späteren Zeitpunkt beschlossen werden könnte. BRAK-Kammerinfo, BRAK-Presseerklärung 
Bundesamt für Justiz: Weniger Ausgaben für Beratungshilfe im Jahr 2009 

Nach dem aktuellen Bericht des Bundesamtes für Justiz von Juli 2010 belief sich der Betrag der für die Beratungshilfe aufgewandten Kosten im Jahr 2009 auf rund 82,9 Mio. Euro. Damit sanken die Ausgaben für Beratungshilfen bundesweit zum zweiten Mal hintereinander (2007: 85,6 Mio.Euro; 2008: 85,0 Mio. Euro). 2009 wurden 913.079 Anträge auf Beratungshilfe gestellt. Knapp 65.000 Anträge wurden zurückgewiesen. Etwa 400.000 Anträge wurden mit Hilfe einer Anwältin oder eines Anwalts und rund 450.000 Anträge unmittelbar durch den Rechtsuchenden gestellt. (Beratungshilfestatistik 2009)
BVerfG: Vater eines nichtehelichen Kindes und elterliche Sorge

Der Ausschluss des Vaters eines nichtehelichen Kindes von der elterlichen Sorge bei Zustimmungsverweigerung der Mutter ist verfassungswidrig. Es ist zwar verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, dass der Gesetzgeber das elterliche Sorgerecht für ein nichteheliches Kind zunächst allein seiner Mutter übertragen hat. Ebenfalls steht mit der Verfassung in Einklang, dass der Vater eines nichtehelichen Kindes, wenn der Vaterschaft wirksam anerkannt hat, nicht zugleich das mit der Mutter gemeinsame Sorgerecht eingeräumt wird. Der Gesetzgeber greift jedoch dadurch unverhältnismäßig in das Elternrecht des Vaters eines nichtehelichen Kindes ein, dass er ihn generell von der Sorgetragung für sein Kind ausschließt, wenn die Mutter des Kindes ihre Zustimmung zur gemeinsamen Sorge mit dem Vater oder zu dessen Alleinsorge für das Kind verweigert, ohne dass er die Möglichkeit hat, dies gerichtlich am Maßstab des Kindeswohls überprüfen zu lassen. 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg hatte bereits am 3. Dezember 2009 entschieden, es verstoße gegen die Europäische Menschenrechtskonvention, dass Väter bei Anwendung der deutschen Vorschriften bisher nicht die Möglichkeit haben, eine Zustimmungsverweigerung der Mutter gerichtlich überprüfen zu lassen.

Az 1 BvR 420/09, Beschluss vom 21.7.2010, BVerfG-Pressemitteilung, BMJ-Pressemitteilung, EGMR-Urteil vom 3.12.2009, Newsletter FamRecht 12/09.

Reaktionen: Süddeutsche Zeitung, Deutscher Juristinnenbund, Deutscher Frauenrat, Focus, Heise.

BVerwG: Kosten in der Jugendhilfe und unterhaltsrechtlicher Selbstbehalt

Die Heranziehung eines Vaters zum Kostenbeitrag für seine beiden in Jugendhilfeeinrichtungen untergebrachten Kinder ist rechtswidrig, soweit ihm weniger von seinem Einkommen verbleibt, als er nach dem Unterhaltsrecht für sich behalten dürfte. Die Begrenzung auf einen „angemessenen“ Kostenbeitrag soll gerade bei den unteren Einkommensgruppen einen Wertungswiderspruch zum Unterhaltsrecht verhindern und dem Unterhaltsverpflichteten so viel belassen, dass er dadurch seine allgemeinen Lebenshaltungskosten bestreiten kann.

Az 5 C 10.09, Urteil vom 19. August 2010, BVerwG-Pressemitteilung
BGH: Ermittlung der Leistungsfähigkeit zur Zahlung von Elternunterhalt

Wenn der Unterhaltspflichtige höhere Einkünfte als sein Ehegatte hat, muss die Leistungsfähigkeit zur Zahlung von Elternunterhalt ermittelt werden. Von dem Familieneinkommen wird der Familienselbstbehalt in Abzug gebracht. Das verbleibende Einkommen wird um die Haushaltsersparnis vermindert. Außerdem sind Familienunterhalt, der individuelle Familienbedarf und Aufwendungen für Versicherungen zu ermitteln und zu berücksichtigen. 

Az XII ZR 140/07, Urteil vom 28.7.2010

BGH: Ausgleichspflicht des Ehegatten für Darlehen

Eine Ehegattin hat von ihren Eltern ein Darlehen allein aufgenommen, das zur Finanzierung der mit dem Ehepartner gemeinsam erworbenen Eigentumswohnung diente. Bei der Frage, ob eine Ausgleichspflicht besteht, sind die Vorstellungen der Parteien über einen Ausgleich im Innenverhältnis maßgeblich. Bei der Bemessung der Ausgleichspflicht ist zu berücksichtigen, in welcher Höhe das Darlehen zur Finanzierung der Eigentumswohnung eingesetzt worden ist, und zum anderen, ab wann dem Ehegatten eine Nutzungsentschädigung für die Wohnung zuerkannt wurde. 

Az XII ZR 104/08, Urteil vom 21.7. 2010 

BGH: Einschränkung des Behördenprivilegs

Mit der neuen Gesetzgebung (Rechtsberatungsrecht vom 12. Dezember 2007 und den hieran anknüpfenden Regelungen des FamFG) hat der Gesetzgeber das Behördenprivileg eingeschränkt. Die behördlichen Vertreter vor dem Bundesgerichtshof müssen jetzt die Befähigung zum Richteramt haben. Das gilt ohne Ausnahme, also auch für den für die Staatskasse tätigen Bezirksrevisor.

Az XII ZB 149/10, Beschluss vom 7.7.2010

BGH: Verfassungsmäßigkeit von § 1578 b BGB 

§ 1578 b BGB ist - auch - im Hinblick auf die Befristung des Krankheitsunterhalts nicht wegen Unbestimmtheit verfassungswidrig. Die Krankheit des unterhaltsbedürftigen Ehegatten stellt regelmäßig keinen ehebedingten Nachteil dar. Das gilt auch dann, wenn eine psychische Erkrankung durch die Ehekrise und Trennung ausgelöst worden ist. Dass der Unterhalt nach der bis zum Dezember 2007 geltenden Rechtslage tituliert ist, muss bereits im Rahmen der Entscheidung über die Befristung des Unterhalts berücksichtigt werden, und zwar als ein den Vertrauensschutz des Unterhaltsberechtigten verstärkendes Element. Im Rahmen der umfassenden Interessenabwägung ist auch die gesetzliche Bewertung zur Zumutbarkeit einer Abänderung nach § 36 Nr. 1 EGZPO zu beachten. 

Az XII ZR 9/09, Urteil vom 30.6.2010

BGH: Steuerlicher Splittingvorteil beim Kindesunterhalt im Mangelfall

Wenn ein Mangelfall vorliegt, ist der Splittingvorteil aufgrund einer neuen Ehe vollständig beim Kindesunterhalt aus einer vorherigen Beziehung zu berücksichtigen.  

Der Unterhalt der Kinder richtet sich nicht wie beim Ehegattenunterhalt nach den ehelichen Lebensverhältnissen, sondern nach den konkreten Einkommens- und Vermögensverhältnissen des verpflichteten Elternteils. Hierbei sind alle Einnahmequellen zu berücksichtigen. Wenn der Splittingvorteil konsequent für die neue Ehe eingesetzt würde, ginge dies zu Lasten der Kinder sowohl aus der früheren Ehe als auch der Kinder aus der neuen Ehe. 

Az XII ZR 160/08, Urteil vom 2.6.2010

BGH: Keine Berücksichtigung einer Abfindung bei Unterhaltsbedarf

Eine Abfindung, die ein geschiedener Ehepartner zusätzlich zu dem in unveränderter Höhe bezogenen Einkommen erhält, bleibt bei der Bemessung des Unterhaltsbedarfs unberücksichtigt. Das gilt auch, wenn die Abfindung zur Tilgung von Verbindlichkeiten verwendet worden ist, die unterhaltsmindernd berücksichtigt werden.

Az XII ZR 138/08, Urteil vom 2.6.2010

OLG Thüringen: Verfahrenswert und Versorgungsausgleichsverfahren

Der Verfahrenswert bei wiederaufgenommenen ausgesetzten Versorgungsausgleichsverfahren ist mit 10 Prozent des dreifachen Nettoeinkommens der Parteien je Anrecht anzusetzen, wobei hierfür die Einkommensverhältnisse zum Zeitpunkt der Einreichung des Scheidungsantrages maßgebend sind.

Az 1 WF 204/10, Beschluss vom 14.6.2010 (bitte Az in die Maske eingeben) 

OLG Koblenz: Durchsetzung eines Umgangsbeschlusses

Ein nach dem 31.08.2010 begonnenes Vollstreckungsverfahren, zur Durchsetzung eines Umgangsbeschlusses, der vor dem 01.09.2010 ergangen ist, richtet sich nach neuem Recht. Eine Androhung von Zwangshaft nach § 33 FGG  ersetzt nicht den Hinweis nach § 89 Abs. 2 FamFG.

Az 13 WF 326/10, Beschluss vom 10.6.2010

OLG Düsseldorf: Beiordnung eines Rechtsanwalts in Umgangssachen

In Umgangssachen ist die Beiordnung eines Rechtsanwalts bei Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe nur dann geboten, wenn wegen der Schwierigkeit der Sach- und Rechtslage die Vertretung durch einen Rechtsanwalt erforderlich scheint. Dabei reicht es aus, wenn entweder die Sach- oder Rechtslage so kompliziert erscheint, dass eine Partei, die die Verfahrenskosten selbst aufbringen muss, sich veranlasst gesehen hätte, einen Rechtsanwalt zu beauftragen. Hiervon ist auszugehen, wenn ein Partner aus der gemeinsamen Ehewohnung ausgezogen ist und nicht nur zwischen den Eltern, sondern auch mit den älteren Kindern kontroverse Vorstellungen über die zukünftige Form des Umgangs bestehen.

Az II-6 WF 87/10, Beschluss vom 22.04.2010 

Zeitschrift Forum Familienrecht

Heft 9 erscheint im September mit einem Editorial von Rechtsanwältin Inge Saathoff: „Die Vielfalt der Lebensformen“ – so heißt auch das Motto der diesjährigen Herbsttagung, die vom 25. bis 27. November in Hannover stattfindet. Außerdem zwei Aufsätze:  von Prof. Dr. Barbara Dauner-Lieb, Universität zu Köln, „Plädoyer für eine Weiterentwicklung der sog. Kernbereichslehre“ und von Prof. Dr. Ludwig Salgo, Goethe-Universität Frankfurt/Main, „Das Beschleunigungsgebot in Kindschaftssachen“. Beide Aufsätze sind überarbeitete Vorträge, die auf der Herbsttagung 2009 in Bamberg gehalten wurden. 

Startseite der Zeitschrift, mit Zugang zum Archiv für Mitglieder der AG Familienrecht

Termine

Forum Unterhaltsrecht, 20. September 2010, Berlin: „Eine Zwischenbilanz nach Inkrafttreten der Reform“, veranstaltet von der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht zum Informations- und Erfahrungsaustausch zwischen Wissenschaft, Lehre, Praxis und Politik über das Thema Unterhaltsrecht. (Programm und Anmeldung) Die Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger spricht über das Thema: „Unterhalt – Recht und billig?“, Beatrix Weber-Monecke, Richterin am Bundesgerichtshof Karlsruhe, fragt: „Folgen der Reform – besteht noch Handlungsbedarf?“ und Prof. Dr. Dr. h.c. Gerd Brudermüller, Vorsitzender Richter am OLG Karlsruhe, Vors. DFGT, befasst sich mit der Frage: „Verantwortung und Vertrauen – Legitimation für Unterhalt? – Eine rechtsphilosophische Betrachtung“. Auf dem Podium diskutieren Rechtsanwältin Ulrike Börger, Vorsitzende des Ausschusses Familienrecht der BRAK, Rechtsanwalt und Notar Wolfgang Schwackenberg, Mitglied des Ausschusses Familienrecht im DAV und Rechtsanwältin und Notarin Jutta Wagner, Präsidentin des Deutschen Juristinnenbundes über das Thema „Einzelfallgerechtigkeit – Wer bleibt auf der Strecke?“. Die Veranstaltung ist kostenlos. Es wird keine FAO-Bescheinigung erteilt. (Programm und Anmeldung)
Die diesjährige Herbsttagung und Mitgliederversammlung findet vom 25. bis 27. November 2010 in Hannover statt; Überschrift: „Vielfalt der Lebensformen“. Der Tagung ist wie immer ein Symposium zum Familienrecht anderer europäischer Länder vorangestellt, diesmal geht es um Belgien. Das weitere, umfangreiche Programm ist auf unserer Internetseite veröffentlicht. Dort können Sie sich auch online anmelden.

Minenfeld Zugewinnausgleich / Alptraum Teilungsversteigerung, 24. und 25. September 2010 in Dresden. Referent: RA Dr. Walter Kogel, Aachen. Moderation: RAin Karin Meyer-Götz, Rechtsanwältin, Dresden, Fachanwältin für Familienrecht und Regionalbeauftragte der AG FamR für den OLG-Bezirk Dresden. Programm und Anmeldung.  

Die Seminarreihe zur aktuellen OLG-Rechtsprechung zum Familienrecht beginnt in Frankfurt/M. am 6. Oktober 2010. Die Liste der weiteren Orte und Termine finden Sie hier. 

Patientenverfügung/Vorsorgevollmacht, Behindertentestament und Ausgewählte Probleme im Pflichtteils- und Verjährungsrecht, 17. und 18. September 2010 in Köln. Seminar der AG Erbrecht in Kooperation mit der AG Familienrecht im DAV. Referentinnen:  RAin Dr. Gudrun Doering-Striening, Fachanwältin für Sozial- und Familienrecht mit Tätigkeitsschwerpunkt Erbrecht, und RAin Dr. Stephanie Herzog, Mitglied des Erbrechtsausschusses des Deutschen Anwaltvereins, im Nomos Kommentar zum BGB und im neu erschienen Pflichtteilskommentar des Nomos-Verlages kommentiert sie im Pflichtteilsrecht. Moderation: RA Hans-Oskar Jülicher, Rechtsanwalt, Heinsberg, Fachanwalt für Erbrecht und vereidigter Buchprüfer, Regionalbeauftragter der AG Erbrecht für den OLG-Bezirk Köln. Programm und Anmeldung.
„Ein Jahr FamFG“ - Herbsttagung der AG Anwaltsnotariat im DAV, 29.-30. Oktober in Berlin. Die Auswirkungen des neuen Gesetzes auf die anwaltliche und notarielle Praxis sind enorm. Grund genug, die Reform nach einem Jahr auf den Prüfstand zu stellen. Die Arbeitsgemeinschaft Anwaltsnotariat im DAV diskutiert mit Vertretern aus Justiz, Politik, Verwaltung und Nur-Notariat. Es referieren u. a.: Prof. Dr. Günter Brambring, Prof. Roland Böttcher, Rechtsanwältin Cornelia Herrmann, Richter am Amtsgericht Robin Melchior. Programm und Anmeldung
Jahrestagung zum europäischen Familienrecht in Trier, 27. und 28. September 2010, eine Veranstaltung der Europäischen Rechtsakademie, ERA. Kernpunkte der Tagung sind die rechtlichen Probleme der grenzüberschreitenden Scheidung und das Ehegüterrecht. Weitere Informationen finden Sie hier, Programm und Anmeldung. Ansprechpartnerin: Stephanie Hoffmann, Tel: 0651-9373766, shoffmann@era.int .

10. Symposium für Europäisches Familienrecht 7. bis 9.10.2010 in Regensburg

Eine Veranstaltung der Juristischen Fakultät der Universität Regensburg und der Bundesnotarkammer zum Thema „Vorsorgevollmacht und Erwachsenenschutz in Europa“. Tagungsort: Die Vorträge und Diskussionen finden im Salzstadel, Weiße-Lamm-Gasse 1, Regensburg statt. Tagungsadresse: Prof. Dr. Martin Löhnig, Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Deutsche und Europäische Rechtsgeschichte, Universitätsstraße 31, 93053 Regensburg, Tel. 0941/943-2624 Fax 0941/943-2603, e-mail: caroline.berger@jura.uni-regensburg.de. Hier können auch die Tagungsunterlagen angefordert werden. 

Jahrestagung der Deutschen Liga für das Kind vom 15.-16.10.2010, Akademie der Bildenden Künste München. Thema: „Väter in neuer Verantwortung“, mit namhaften Referentinnen und Referenten aus Wissenschaft und Praxis. Schirmherrschaft: Dr. Kristina Schröder, Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Programm und Anmeldung
Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. Im vielfältigen Angebot finden Sie unter anderem die Seminarserie zur „Aktuellen OLG-Rechtsprechung im Familienrecht“. 
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